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1. Entwurf

Resolution
Der 16. Konferenz der Regierungschefs

aus Anlass
15 Jahre Arbeitsgemeinschaft
Donauländer
Die Arbeitsgemeinschaft Donauländer mit ihren über 30 Mitgliedsregionen in zehn Donaustaaten wurde 1990 mit dem Ziel gegründet, die Kooperation unter ihren Mitgliedern zu fördern, um die allgemeine Entwicklung des Donauraumes im Interesse der Völker und einer friedlichen Kooperation in Europa zu erreichen. 

Im Rahmen dieser Kooperation wurden bisher eine Reihe von gemeinsamen Projekten in die Tat umgesetzt, mit Hilfe derer die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Donauländer einen wertvollen Beitrag zum Fortschritt der regionalen Kooperation geleistet haben. 

Die Aufnahme der 10 Länder Mittel- und Osteuropas in die Europäische Union hat der Kooperation innerhalb der Arbeitsgemeinschaft Donauländer eine neue Qualität mit positiven Synergieeffekten besonders für die Regionen der Mitglieder außerhalb der Europäischen Union verliehen.

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Donauländer haben ihre Verpflichtung zur Verstärkung der interregionalen Kooperation und der Gestaltung der Donau als einen Fluss der Zusammenarbeit wiederholt betont.

Die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Donauländer


· bedauern, dass die beim Europäischen Rat am 17. und 18. Juni 2004 beschlossene Verfassung für Europa, in der ein wichtiger Schritt zur Vertiefung der Europäischen Integration vor dem Hintergrund der vollzogenen Erweiterung der Europäischen Union gesehen wurde, durch die negativen Referenden vorerst gescheitert ist;


· betonen wie bereits bei ihren früheren Konferenzen erneut die besondere Bedeutung einer Verfassung für Europa, da der regionalen Dimension der europäischen Integration stärker als bisher Rechnung getragen worden wäre, da zum Beispiel

· in der Verfassung für Europa im Wortlaut des Subsidiaritätsprinzips erstmals auf die regionale und lokale Ebene verwiesen wurde,
· die Kommission vor Vorlage eines Rechtsvorschlages umfangreiche Anhörungen durchzuführen hätte, die auch „der regionalen und lokalen Dimension der in Betracht gezogenen Maßnahmen Rechnung tragen“,
· alle Vorschläge der Kommission im Hinblick auf die Auswirkungen auf die von den Mitgliedstaaten zu erlassenden Rechtsvorschriften einschließlich regionaler Rechtsvorschriften zu begründen wären,
· das Frühwarnsystem, das den nationalen Parlamenten eine Rolle in der EU zuerkennt, sodass auch die regionalen Parlamente einbezogen werden müssten,
· der Minderheitenschutz, ein wesentlicher Beitrag zur Friedenssicherung, als europäisches Grundrecht verankert wurde;

· ersuchen die österreichische Ratspräsidentschaft, wie angekündigt, aktiv den Nachdenkprozess über die weitere Vorgangsweise im Hinblick auf einen europäischen Verfassungsvertrag voranzutreiben;


· begrüßen die österreichische Initiative zur Abhaltung einer Subsidiaritätskonferenz am 18. und 19. April 2006 in St. Pölten und regen an, besonders die interregionalen Organisationen, die wesentlich zur Verbreitung und Umsetzung des Subsidiaritätsprinzips beitragen, zur Teilnahme und Mitgestaltung zu gewinnen;


· bieten an, alles zu unternehmen, um die Notwendigkeit einer gemeinsamen Verfassung den Bürgerinnen und Bürger zu vermitteln und damit auch einen wesentlichen Beitrag zur Akzeptanz der Europäischen Union in der Bevölkerung zu bewirken;

· begrüßen die Ankündigung, den Erweiterungsprozess für alle europäischen Staaten, welche die Voraussetzungen erfüllen, weiterzuführen. Insbesonders sollte der Prozess der Europäischen Integration auf dem Balkan und im Donauraum vorangetrieben werden und diesen Regionen eine zeitliche Dimension der Annäherung gegeben werden. Dies würde der Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Union und den Regionen außerhalb der Europäischen Union neue Impulse geben;
· rufen die Ratspräsidentschaften der Europäischen Union auf, den Annäherungsprozess der Länder außerhalb der Europäischen Union an die Union mit neuen Initiativen zu beleben, welche auf die Stärkung des Integrationsprozesses in der Donauregion abzielen;
· appellieren an die Ratspräsidentschaften, dafür zu sorgen, dass verstärkt geeignete Unterstützungsmassnahmen für die Länder außerhalb der Europäischen Union vorgesehen werden;


· begrüßen den Diskussionsprozess innerhalb der Arbeitsgemeinschaft über die wesentlichen Kernaufgaben, insbesondere den Willen die Zusammenarbeit fortzusetzen, und ermuntern die Arbeitsgruppe, konkrete Vorschläge zu erarbeiten;


· fordern die Gremien auf, im Sinne unserer Gründer mit allen Initiativen im Donauraum zu kooperieren, um möglichst große Synergieeffekte für die Mitglieder und damit die Bewohnerinnen und Bewohner des Donauraumes zu erzielen;


· regen in diesem Zusammenhang an, alle Organisationen und Initiativen, die für den Donauraum arbeiten, zu einer Konferenz zu gewinnen, um einen gemeinsamen Dialog mit dem Ziel zu beginnen, den Donauraum in Europa jenen Stellenwert zu verschaffen, der ihm auf Grund seiner wirtschaftlichen und kulturellen Dimension zukommt; 


· beauftragen erneut die Arbeitskreise und Gremien, Projekte, die Aussicht auf Kofinanzierung durch die Europäische Union haben, zu entwickeln, durchzuführen und jegliche Anstrengung zu unternehmen, um ihre Mitglieder über die Entwicklung bestimmter Politikfelder der Europäischen Union zu informieren; 


· sieht darin einen wesentlichen Beitrag, ihre Mitglieder bei der Integration in die Europäische Union zu unterstützen.
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